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Herrn 

Kai-Uwe von HASSEL 
Präsident des 
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Bundeshaus 


Sehr geehrter Herr Präsident! 


Das Europäische Parlament hat in seiner Sitzung vom 7. Oktober 
1969 auf der Grundlage eines Berichts seines Politischen Aus- 
schusses eine 

Entsdiließung zur Frage der Erweiterung der Befugnisse 
des Europäischen Parlaments, insbesondere auf haushalts- 
rechtlichem Gebiet 

angenommen und seinen Präsidenten beauftragt, den Wortlaut 
dieser Entschließung auch den Parlamenten der Mitgliedstaaten 
zu übermitteln. 

Ich beehre mich, Ihnen anliegend einen Auszug aus dem Proto- 
koll dieser Sitzung mit der Entschließung des Parlaments zu 
übermitteln. 

Gemäß Artikel 17 Ziffer 4 der Geschäftsordnung des Parlaments 
wird das Sitzungsprotokoll im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffentlicht werden. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichneten Hochachtung. 


Mario Scelba 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Entschließung 

zur Frage der Erweiterung der Befugnisse des Europäischen 
Parlaments, insbesondere auf haushaltsrechtlichem Gebiet 

Das Europäische Parlament, 

— in Kenntnis der „Mitteilung der Kommission an den Rat 
betreffend die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitglied- 
staaten durch Eigenmittel sowie die Stärkung der Haushalts- 
befugnisse des Europäischen Parlaments"' (KOM [69] 700 
vom 16.7. 1969) 1), 

— unter Hinweis auf seine zahlreichen Entschließungen zur 
Frage der Erweiterung seiner Befugnisse, insbesondere auf 
haushaltsrechtlichem Gebiet, 

— in Kenntnis des Berichts des Politischen Ausschusses (Dok. 
102/69); 

1. begrüßt grundätzlich die Schaffung von Eigeneinnahmen 
der Gemeinschaft gemäß Artikel 201 des EWG-Vertrags und 
Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung Nr. 25 vom 14, Januar 
1962) 2); 

2. bekräftigt erneut seine vielfach erhobene Forderung an 
den Rat, das Parlament, gleichzeitig mit der Schaffung von Eigen- 
einnahmen der Gemeinschaft, mit einem editeii Haushaltsrecht 
auszustatten; 

3. sieht ein solches Haushaltsrecht nur dann als gegeben an, 
wenn die Verabschiedung des Gemeinschaftshaushalts nicht 
mehr gegen den Willen des Parlaments erfolgen kann, sondern 
seiner Zustimmung bedarf; 

4. erwartet von der Kommission, daß sie unverzüglich nach 
Abschluß des bereits vorgesehenen Verfahrens für einen Mei- 
nungsaustausch mit den zuständigen Ausschüssen einen ergän- 
zenden Vorschlag zum Dokument KOM (69) 700 unterbreitet, 
der der seit Jahren vom Parlament vertretenen Forderung ge- 
recht wird, daß mit der Schaffung von Eigeneinnahmen der 
Gemeinschaft die Gewährung eines echten Haushaltsrechts für 
das Parlament einhergehen muß; 

5. appelliert an die Parlamente der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaft, die gemäß Artikel 201 des EWG- 
Vertrags die vom Rat festgelegten Bestimmungen über die 
Eigeneinnahmen zu ratifizieren haben, ihre Zustimmung zu die- 
sen Vorschlägen nur dann zu erteilen, wenn gleichzeitig dem 
Europäischen Parlament ein Haushaltsrecht gegeben wird; 

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung den 
Präsidenten der Parlamente der Mitgliedstaaten, des Rates und 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu über- 
mitteln. 

0 Sitzungsdokument 99/69 des Europäischen Parlaments. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 vom 20. April 1962, S. 991/62. 
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